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Gesundheitliche  Prävention lohnt sich

Die Zahl der Arbeitnehmer, die an Maßnahmen der betrieblichen Gesundheits-
förderung teilnehmen, ist zwischen 2005 und 2006 um 35 Prozent gestiegen. Ein 
rasanter Anstieg – dennoch sind es nur knapp eine Million von 27 Millionen sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigten oder 40 Millionen Erwerbstätigen. Im 
Jahr 2006 gaben die Krankenkassen etwa 232 Millionen Euro für gesundheitliche 
Prävention aus. 

Dr. Ursula von der Leyen für
familienfreundliches Handwerk 

Die Handwerksbetriebe in Deutsch-
land sollen noch familienfreundlicher 
werden. Bundesfamilienministerin 
Dr. Ursula von der Leyen und der 
Präsident des Zentralverbandes des 
deutschen Handwerks (ZDH) Otto 
Kentzler wollen die Zusammenarbeit 
zwischen Ministerium und ZDH wei-
ter ausbauen. 

Konkret haben sie vereinbart, dass das 

Bundesfamilienministerium sein Unter-

nehmensprogramm „Erfolgsfaktor Fa-

milie“ noch stärker auf die besonderen 

Bedürfnisse von Handwerksbetrieben 

ausrichten wird. Ziel sei es, Beispiele guter  

Praxis von familienfreundlichen Hand-

werksbetrieben öffentlichkeitswirksam in 

die breite Fläche zu tragen. „Die Betriebs-

beraterinnen und -berater in den Hand-

werkskammern werden die Maßnahmen 

einer familienfreundlichen Personalpolitik 

als Bestandteil moderner  Betriebsführung 

in ihr Beratungsportfolio aufnehmen“, heißt 

es weiter in der gemeinsamen Erklärung.  

Beide Seiten stimmen darin überein, dass 

– neben den staatlichen Maßnahmen – 

eine familienbewusste Arbeitswelt die Vor-

aussetzung ist, damit sich wieder mehr 

Menschen für Kinder entscheiden. „Die 

Bundesregierung und der ZDH bekennen 

sich zu der gemeinsamen Verantwortung 

von Politik und Wirtschaft für eine famili-

enbewusste Arbeitswelt.“

Familienfreundlichkeit ist auch ein Schlüssel 

zur Behebung des drohenden Fachkräfte-

mangels. „Familienfreundlichen Betrieben 

bietet sich die Chance, die gewerblich-tech-

nischen Berufe des Handwerks, die teilwei-

se noch Männerdomänen sind, attraktiver 

für junge Frauen zu machen.“

Das steht im Mittelpunkt der ersten von 

vier Arbeitnehmerkonferenzen der CDA in 

diesem Jahr. Die Auftaktkonferenz findet 

statt am 10. März 2008 ab 18.00  Uhr in 

Hamburg.

Die Grundsatzentscheidung ist gefallen: 

Die Lebensarbeitszeit wird verlängert. 

Was kann die Politik dafür tun, damit die 

Arbeitnehmer auch länger arbeiten können 

– etwa durch Anreize zur gesundheitlichen 

Vorsorge im Betrieb?  Was wird aus den Ko-

alitionsplänen für ein Präventionsgesetz? 

Und was tut sich bei der gesetzlichen Un-

fallversicherung? –

Doch für die Behandlung von Krankheiten 

zahlten sie dreistellige Milliardenbeträge. 

Allein 14,6 Milliarden Euro kosteten Diabe-

tes-Erkrankungen. Da liegt es nahe, noch 

mehr Anreize zur Prävention zu geben – im 

Sinne der Betroffenen und im Interesse der 

öffentlichen Kassen. 

Der kürzlich vom Bundesgesundheitsmini-

sterium vorgelegte Entwurf für ein Präven-

tionsgesetz (BI! berichtete) stößt bei CDU 

und CSU allerdings auf Kritik. Die Union 

befürchtet, dass das Gesetz vor allem mehr 

Bürokratie entstehen lässt – geplant sind 

unter anderem ein Nationaler Präventions-

rat und 16 Landesräte. Die betriebliche Ge-

sundheitsförderung drohe zu kurz zu kom-

men, heißt es aus der Arbeitnehmergruppe 

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.

„Fit bleiben“ – Arbeitnehmer-  

konferenz der CDA am 10. März 2008 

Interesse an der Teilnahme? 
Mail an:		  >> jklauza@cda-bund.de
telefonisch:	 >> 030-922511-145

IT-Fitness – Computerwissen testen

„fIT kommt weiter“ – Neben der körper-

lichen Fitness ist auch die IT-Fitness im 

Arbeitsleben wichtig. In kaum noch einem 

Beruf kommt man ohne PC aus. Doch kann 

man wirklich hinreichend gut damit umge-

hen? Und beherrscht man am PC das, was 

man etwa im Büro benötigt? 

Die Initiative „IT-Fitness“ hat eine Ho-

mepage eingerichtet, auf der man 

sein Computerwissen testen kann.  

>> www.it-fitness.de 

Auch Arbeitsschutz zahlt sich aus

Zwar steht Deutschland mit seiner Un-

fallstatistik recht gut da, aber das ist kein 

Grund, die Hände in den Schoß zu legen. 

Deswegen haben sich die Arbeits- und So-

zialminister der Bundesländer auf gemein-

same Arbeitsschutzziele für die Jahre 2008 

bis 2012 verständigt. Karl-Josef Laumann 

MdL, CDA-Bundesvorsitzender und Ar-

beitsminister in Nordrhein-Westfalen, hat 

daran mitgearbeitet. 

Muskel-Skelett-Belastungen, Hauterkran-

kungen, aber auch psychische Fehlbelastun-

gen durch Termin- und Leistungsdruck sind 

Schwerpunkte der Arbeitsschutzstrategie, 

an der neben den Bundesländern auch der 

Bund und die Unfallversicherungsträger 

mitwirken. Prävention zahlt sich auch in 

dem Bereich aus. Denn ein Fünftel aller ge-

sundheitlich bedingten Frühverrentungen 

sind darauf zurückzuführen – im Jahr 2005 

waren das 30.000 Menschen.

Drei Viertel aller Arbeitnehmer halten 

Sicherheit und Gesundheitsschutz für einen 

wichtigen Aspekt guter Arbeit. Zu diesem 

Schluss kommt eine Befragung der Initiative 

Neue Qualität der Arbeit. 

4.000 Euro kostet ein meldepflichtiger Arbeitsunfall im Durchschnitt. 
Jedes Jahr kommen so einige Milliarden zusammen, welche die Unfallversiche-
rungen dafür zahlen müssen. 

Die Bundesregierung will die Sozial- und 

Arbeitsgerichte entlasten. Dazu hat sie ei-

nen Gesetzesentwurf vorgelegt. Konkret ist 

unter anderem geplant, dass Sozialgerichte 

Musterprozesse ansetzen dürfen – näm-

lich dann, wenn mehr als 20 Verfahren die 

gleiche behördliche Maßnahme betreffen. 

Das Gericht kann dann auf der Grundlage 

des Ergebnisses in dem Musterprozess in 

den einzelnen Verfahren durch Beschluss 

entscheiden. Landessozialgerichte sollen 

eine erstinstanzliche Zuständigkeit für 

Sonntagsruhe
Die CDA will den Sonntag als arbeitsfrei-

en Tag schützen und solidarisiert sich mit 

allen, die dafür kämpfen. 

Die Evangelische Kirche in Deutschland 

(EKD) hat eine Homepage, auf der Sie in-

teressante Texte, Info- und Werbemateri-

alien sowie  ein Unterstützer-Forum finden. 

>> www.sonntagsruhe.de   

Verfahren mit übergeordneter Bedeutung 

bekommen. 

Auch die Schwellenwerte, ab denen eine 

Berufung möglich ist, sollen erhöht wer-

den – auf 750 Euro für natürliche und auf 

10.000 Euro für juristische Personen. Wei-

tere geplante Neuerung: Arbeitnehmer 

können ihre Klage wahlweise auch vor dem 

Arbeitsgericht erheben, in dessen Bezirk 

sie für gewöhnlich wohnen. Vor allem 

Außendienstmitarbeiter würden davon 

profitieren.

Entlastung für Sozial- und Arbeits-
gerichte geplant

Seit dem 1. Januar 2008 haben auch Brief-

träger Anspruch auf einen Mindestlohn. 

Egal, bei welcher Firma sie arbeiten, ob 

sie im gelben Trikot der Deutschen Post 

AG oder in einem andersfarbigen Outfit 

unterwegs sind: Durch die Aufnahme der 

Briefzusteller ins Entsendegesetz müs-

sen Menschen, die überwiegend Briefe 

zustellen, mindestens acht bis 9,80 Euro 

pro Stunde bekommen. Darauf hatten sich 

CDU/CSU und SPD Ende 2007 verständigt. 

Allgemeinverbindliche Mindestlöhne nach 

dem Entsendegesetz gab es zuvor schon für 

das Bauhaupt- und Nebengewerbe sowie 

für das Gebäudereiniger-Handwerk.

Wie geht es nun weiter im Bereich Mindest-

lohn? Die Große Koalition hatte im Sommer 

2007 vereinbart, dass sich Branchen, die 

einen Mindestlohn haben wollen, bis zum 

31. März 2008 melden sollen. Je nachdem, 

ob es einen Tarifvertrag gibt bzw. wie hoch 

die Tarifbindung ist, gibt es dann zwei Mög-

lichkeiten, um zu verbindlichen branchen-

spezifischen Lohnuntergrenzen zu kommen: 

Entweder wird ein bestehender Tarifvertrag 

für allgemeinverbindlich erklärt und auch 

auf ausländische, nach Deutschland ent-

sandte Arbeitnehmer erstreckt.  Geht das 

nicht, so soll das „Gesetz über Mindest-

arbeitsbedingungen“ aus dem Jahr 1952 

greifen. Danach könnten dann von eigens 

zu bestellenden Gremien Mindestlöhne für 

Wirtschaftszweige festgelegt werden. 

Dafür  müssen die entsprechenden Gesetze 

noch geändert werden. Die dazu vorliegen-

den Entwürfe aus dem Arbeitsministerium 

werden derzeit innerhalb der Großen Ko-

alition abgestimmt. 

Bessere Chancen für Frauen
Die Bundesregierung will die Chancen für 

Frauen in Wirtschaft, Wissenschaft und 

Forschung verbessern. 

Im Rahmen ihrer Qualifizierungsin-

itiative (>> S.1) hat die Bundesregie-

rung das Bundesministerium für Bil-

dung und Forschung beauftragt, „einen 

Pakt mit Verbänden und Unterneh-

men zur Gewinnung von jungen Frau-

en in Hightech-Berufe vorzubereiten“.  

Zudem wollten Bund und Länder ein 

Post-Mindestlohn gilt seit 
dem 1. Januar 2008

„Professorinnenprogramm“ starten – und  

familienfreundliche Hochschulen sollen 

besonders gefördert werden.
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Nun ist es in trockenen Tüchern: Die Ver-

längerung des Arbeitslosengeldes I für 

Ältere ist vom Deutschen Bundestag rück-

wirkend zum 1. Januar 2008 beschlossen 

worden. Die Initiative dazu war von der 

CDA und von der nordrhein-westfälischen 

CDU ausgegangen, die Ende 2006 einen 

entsprechenden Beschluss auf dem CDU-

Bundesparteitag in Dresden durchgesetzt 

hatten. Nun wird für bis zu zwei Jahre Ar-

beitslosengeld gezahlt. 

Dr. Ralf Brauksiepe, CDA-Vize und sozialpo-

litischer Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, 

sagte dazu im Bundestag: „Es wird jetzt 

eine bessere Honorierung der Beitrags- und 

Lebensleistung älterer Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer geben. Das ist richtig 

so, und das ist ein Ausdruck sozialer Ge-

rechtigkeit.“

Auch für die bisherige „58er“-Regelung, 

die Ende 2007 ausgelaufen ist, wurde rück-

wirkend zum 1. Januar 2008 eine Nach-

folgeregelung beschlossen: Ältere Lang-

zeitarbeitslose müssen künftig frühestens 

mit Vollendung des 63. Lebensjahres eine 

vorzeitige Altersrente in Anspruch nehmen. 

Arbeitslose, deren Anspruch auf Arbeitslo-

sengeld nach der bisher gültigen Regelung 

zum 31. Dezember 2007 erschöpft war und 

die inzwischen eine Altersrente beziehen, 

können rückwirkend von der Altersren-

te wieder in den Arbeitslosengeldbezug 

wechseln. 

Um Doppelleistungen zu vermeiden, soll 

- auch rückwirkend – die Rente entfallen, 

wenn Anspruch auf Arbeitslosengeld be-

steht. Nach Ende des Arbeitslosengeld-

bezugs werde die Rente „von Amts wegen 

wieder geleistet“ heißt es.

Post-Mindestlohn gilt >> S. 3
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Union setzt auf Bildung:
Qualifizierungsinitiative im Bund, 
Bildungsscheck in NRW

Arbeitslosengeld I wird länger 
gezahlt

Das von Bundesbildungsministerin Dr. 

Annette Schavan erarbeitete Paket sieht 

ein ganzes Bündel von Maßnahmen vor 

– von der frühkindlichen Bildung bis hin 

zu zusätzlichen Akzenten im Bereich Wei-

terbildung.

Konkret will man sich unter anderem um 

junge Menschen, die bisher keinen Ausbil-

dungsplatz bekommen haben, kümmern. 

So sollen Betriebe, die „besonders förder-

bedürftige Altbewerber“ als Auszubilden-

de einstellen, einen Ausbildungsbonus 

erhalten.

Das Meister-Bafög soll erhöht, sein Anwen-

dungsbereich erweitert werden. Das Bun-

desforschungsministerium bereitet zudem 

mit großen Stiftungen eine gemeinsame 

Initiative zum Ausbau regionaler Weiter-

bildungsstrukturen vor. 

In Nordrhein-Westfalen setzt Arbeitsmi-

„Von Anfang an, ein Leben lang“ – so ist das bildungspolitische Kapitel des neuen 
CDU-Grundsatzprogramms überschrieben. Und ganz in diesem Sinne hat das 
Bundeskabinett die „Qualifizierungsinitiative“ der Bundesregierung auf den 
Weg gebracht. 

nister und CDA-Chef Laumann bereits mit 

dem Bildungsscheck einen wichtigen 

Akzent: Mit dem Scheck unterstützt die 

nordrhein-westfälische Landesregierung 

die Teilnahme an beruflicher Weiterbildung. 

Sie übernimmt die Hälfte der Kosten – bis 

zu 500 Euro pro Bildungsscheck.  

Das Angebot richtet sich an Unternehmen 

mit höchstens 250 Beschäftigten und deren 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. „Geför-

dert werden Angebote, die Kenntnisse und 

Fertigkeiten, Einsichten und Verhaltens-

weisen für die berufliche Praxis vermitteln. 

Dazu gehören beispielsweise Sprach- und 

EDV-Kurse, kaufmännische und technische 

Lehrgänge“, so das Arbeitsministerium in 

Düsseldorf. Schon über 100.000 Bildungs-

schecks sind bisher eingelöst worden.

Job-Chancen für Menschen mit 

Behinderung >> S. 4

Impressum

Herausgeber :	 CDA Deutschlands

Verantwortlich: 	 Martin Kamp (ViSdP)

Mitarbeit an dieser Ausgabe:

Dr. Arnd Busche

Jeanette Klauza

CDA-Hauptgeschäftsstelle

Postfach 04 01 49

10061 Berlin

Telefon		  030-922511-0

Telefax 		  030-922511-2110

E-Mail 		  bi@cda-bund.de

Internet		  www.cda-bund.de

Haben Sie Interesse an der CDA? Benötigen 

Sie Hintergrundinformationen?

Einfach Mail an 	 >> bi@cda-bund.de

Karl-Josef Laumann, CDA-Chef und Sozialminister in Nordrhein-Westfalen, ist 
davon überzeugt: „Es gibt viele Menschen, die die Welt nicht theoretisch begreifen, 
sondern praktisch über ihre Hände.“ Gerade für Menschen mit Behinderungen 
gelte das. Laumann möchte, dass diese Menschen auch auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt eine Chance bekommen – und nicht nur in Werkstätten. 

Deswegen hat er das Programm „JobPer-

spektive“ mit auf den Weg gebracht, das 

im Oktober vergangenen Jahres in Kraft 

getreten ist. Dieses Programm sieht eine 

Förderung für „langzeitar-

beitslose erwerbsfähige Hilf-

ebedürftige über 18 Jahren 

mit besonderen Vermittlungs-

hemmnissen“ vor. Insgesamt 

100.000 Menschen sollen so  

eine Beschäftigungschance 

erhalten. Bis zu drei Vierteln vom Lohn und 

Arbeitgeberanteil zu Sozialversicherungen 

kann aus  öffentlichen Mitteln als Zuschuss 

bezahlt werden – auch unbefristet.

Das Programm wurde im Bundestag be-

schlossen. Der CDA-Chef erläutert dessen 

Zielsetzung: „Wir versuchen, Menschen 

mit Behinderungen in ein ganz normales 

Arbeitsverhältnis zu bringen.“ Das Wichtige 

sei nicht nur das Geldverdienen, sondern 

wichtig sei auch, einen strukturierten Ta-

gesablauf und Arbeitskollegen zu haben, 

die mitten in der Gesellschaft stehen. 

Der NRW-Arbeitsminister führte vor Au-

gen, was er sich konkret von der Förderung 

verspricht: „Da arbeitet dann zum Beispiel 

ein Mensch in einer Schreinerei und räumt 

da auf. Ich werde Ihnen voraussagen, dass 

dieser Mensch nach einiger Zeit dabei sein 

wird, wenn an einer Maschine etwas ge-

macht werden muss. Irgend-

wann wird ein Kollege fehlen, 

dann kommt er mit auf den 

Bau, wo die Fenster eingesetzt 

werden müssen. Ich sage Ih-

nen: Es wird Menschen geben, 

die werden nach einigen Jahren 

sogar Fenster einsetzen können.“

Die Teilhabe der Menschen mit Behinde-

rungen am Arbeitsleben ist für die CDA ein 

wichtiges Ziel. Hubert Hüppe, Fachpoliti-

ker der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und 

CDA-Mitglied: „Ich merke immer wieder, 

wie sich auch das Selbstbewusstsein vieler 

Menschen ändert, wenn sie Arbeit haben.“ 

Hüppe setzt auch auf das Programm „Job 

4000“.

Im Rahmen dieses Programms werden zu-

sätzliche Anreize zur Beschäftigung von 

Menschen mit (schweren) Behinderungen 

gegeben. 

Computerarbeitsplätze für Men-
schen mit Behinderung
„Acht Prozent der gesamten Bevölkerung 

in Deutschland haben ein Handicap, das 

ihnen den Zugang zu Computer und Inter-

net erschwert.“  Das schreibt das bundes-

weite Kompetenz- und Referenzzentrum 

„barrierefrei kommunizieren“ in einem 

Info-Flyer. 

Die Einrichtung „barrierefrei kommunizie-

ren“ verfügt über Standorte in Berlin und 

Bonn – insbesondere mit einem „Computer-

Arbeitsplatz-Testzentrum für Menschen mit 

Behinderungen“. 

Computerarbeitsplätze können behin-

Teilhabe für Menschen mit Behinderungen 
auf dem Arbeitsmarkt  

„Ich merke immer wieder, 
wie sich auch das 
Selbstbewusstsein vieler 
Menschen ändert, wenn 
 sie Arbeit haben.“

derungsadäquat gestaltet werden – und 

dabei steht „barrierefrei kommunizieren“ 

mit Rat und Tat zur Seite. Im Testzentrum 

verfügt man über mehr als 200 aktuelle 

Hardware- und Softwareprodukte, die man 

unter Realbedingungen testen kann. 

„Barrierefrei kommunizieren“ versteht sich 

als neutraler Berater, führt Schulungen 

durch und informiert über Neuheiten.  

>> www.barrierefrei-kommunizieren.de

Engagement
In NRW engagiert sich die ostwestfälische 

CDA-Bezirksvorsitzende Angelika Gemkow 

als Landesbehindertenbeauftragte für die 

Belange der Menschen mit Behinderungen 

für barrierefreie Arbeitsplätze. 

Die kostenlose Telefon-Hotline 0800-700 

9 500 informiert über kommunale Behör-

denzuständigkeiten in NRW.

>> www.lbb.nrw.de

Menschen mit Behinderungen ha-
ben Anspruch auf persönliches 
Budget
Seit dem 1. Januar 2008 haben Menschen 

mit Behinderungen Anspruch auf ein 

persönliches Budget. Es berechtigt dazu, 

Geld und Gutscheine zur Finanzierung der 

erforderlichen Hilfen zu beziehen (statt 

Sachleistungen)  und sich so nach eigenen 

Vorstellungen das notwendige Leistungs-

paket zusammenzustellen.




